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Satzung des 
Verbands der Privatkrankenanstalten Österreichs 

 
 

§ 1 
NAME, SITZ UND TÄTIGKEITSBEREICH 

 
Der Verein führt den Namen "Verband der Privatkrankenanstalten Österreichs" und hat seinen 
Sitz in Wien. Er erstreckt seine Tätigkeit auf alle Bundesländer Österreichs. 
 

§ 2 
ZWECK 

 
2.(1.) Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn ausgerichtet ist, bezweckt die Förderung 
der Allgemeinheit auf humanitärem Gebiet, wie insbesondere der Krankenpflege und 
Rehabilitation durch: 
 

a) die Wahrung der wirtschaftlichen und sozialen Interessen von Krankenanstalten, Pflege- 
und Rehaeinrichtungen in Österreich, deren Rechtsträger keine Gebietskörperschaften 
sind; 

b) die Regelung der Arbeitsbedingungen innerhalb dieses Bereichs durch Abschluss von 
Kollektivverträgen; 

c) die Beobachtung der laufenden Entwicklungen im Gesundheitswesen und Begutachtung 
von nationalen und internationalen (vornehmlich europäischen) Gesetzesentwürfen 
und Normen; 

d) die Förderung der Zusammenarbeit der Privatkrankenanstalten und der 
Zusammenarbeit mit nationalen, ausländischen und internationalen Verbänden, 
beispielhaft der UEHP (European Union of Private Hospitals) sowie das Eingehen von 
Kooperationen mit anderen Interessensvertretungen und Stakeholdern; 

e) die Steigerung der Qualität und Effizienz des nationalen Gesundheitswesens, Förderung 
von Innovationen und Sicherstellung der Wahlfreiheit. 
 

2.(2.) Der Vereinszweck soll insbesondere durch folgende ideelle Mittel erreicht werden: 
 

a) Durchführung von Versammlungen, Vorträgen und sonstige den Vereinszweck 
fördernde Veranstaltungen, 

b) Vertretung der Interessen der Mitglieder insbesondere gegenüber Ämtern, Behörden, 
Kammern, Gewerkschaften, Sozialversicherungsträgern udgl., 

c) Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit und Werbung jeder Art, 
d) Beratung, Betreuung, Förderung und Unterstützung der Mitglieder,  
e) Teilnahme an gesundheitspolitisch bedeutsamen Veranstaltungen und Kommissionen. 

 
zur Unterstützung des mildtätigen (humanitären) Zweckes. 
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§ 3 
AUFBRINGUNG UND VERWENDUNG DER MITTEL 

 
3.(1.) Die zur Erreichung des Vereinszwecks erforderlichen materiellen Mittel werden 
aufgebracht durch: 
 

a) Mitgliedsbeiträge und Teilnahmeentgelte; 
b) materielle und nicht-materielle Unterstützungsleitungen, insbesondere Spenden; 
c) freiwillige Zuwendungen und Sponsoreneinnahmen jeglicher Art für die Erreichung des 

Vereinszwecks 
d) Einnahmen bzw. Erträge aus Veranstaltungen, Vorträgen, Seminaren bzw. 

Gegenleistungen für Angebote und Leistungen des Verbands, 
e) etwaige Förderungen. 

  
3.(2.) Da der Verein ausschließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne der Bundesabgabenordnung 
verfolgt, ist seine Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet. Zufallsgewinne dürfen ausschließlich für 
die in der Satzung festgelegten begünstigenden Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder sind 
weder am Erfolg noch am Vermögen des Vereins beteiligt. Zweckfremde Verwaltungsaufgaben 
sowie die Gewährung von Vergütungen an Mitglieder (mit Ausnahme angemessener 
Vergütungen für Reisekosten) sind ausgeschlossen. 
 

§ 4 
KATEGORIEN DER MITGLIEDSCHAFT UND AUFNAHMEBEDINGUNGEN 

 
4.(1.) Ordentliche Mitglieder des Vereines können alle Rechtsträger und Betreiber von 
Krankenanstalten in Österreich gemäß KAKuG werden, sofern der Schwerpunkt der von ihnen 
betriebenen Krankenanstalten auf der stationären Behandlung von Patienten liegt. 
 
4.(2.) Außerordentliche Mitglieder des Vereines können auch alle Rechtsträger und Betreiber 
von österreichischen Krankenanstalten oder sonstige die Zielsetzungen des Verbandes 
unterstützende Gesundheitseinrichtungen werden, welche die Bedingung zur Aufnahme als 
ordentliches Mitglied gem. § 4.(1.) nicht erfüllen. Weiters können auch alle Rechtsträger und 
Betreiber von Einrichtungen in Österreich außerordentliche Mitglieder werden, die zwar keine 
Krankenanstalten im Sinne des Krankenanstaltenrechts sind, deren Tätigkeit jedoch die 
Unterstützung der ärztlichen Betreuung und / oder der besonderen Pflege pflegebedürftiger 
Personen, insbesondere durch Personen, die zur Ausübung von Berufen nach den 
Bestimmungen des GuKG befugt sind, umfasst. 
 
4.(3.) Förderer können natürliche oder juristische Personen – wie Interessensverbände und -
vereine - werden, die bereit sind, die Zielsetzungen und Aktivitäten des Vereines nachhaltig 
auch durch entsprechende finanzielle Leistungen zu unterstützen. Diese Mitgliedergruppe 
strebt keine Art der Mitgliedschaft an, dadurch kommen ihnen auch keine 
Mitgliedschaftsrechte zu. 
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4.(4.) Juristische Personen werden durch deren gesetzliche Vertreter oder den von diesen 
bevollmächtigten Personen repräsentiert. 
 
4.(5.) Über die Aufnahme entscheidet das Präsidium; es ist berechtigt, in der Geschäftsordnung 
oder einem separaten Dokument hiefür einen Prozess und Aufnahmekriterien zu definieren. 
Die Aufnahme von Mitgliedern kann jedenfalls ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 
 
4.(6.) Mitglieder, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzungen die Bedingungen für 
eine ordentliche oder außerordentliche Mitgliedschaft nicht mehr erfüllen, und deren 
Mitgliedschaft bereits vor dem Inkrafttreten der von den Mitgliedern in der Versammlung 2025 
beschlossenen Statutenänderung bestanden hat, gelten als a. o. Mitglieder gemäß § 4.(2.). 
 

§ 5 
EHRENMITGLIEDER 

 
Zu Ehrenmitgliedern können solche Personen ernannt werden, die sich um die Erreichung der 
Vereinsziele oder um den Verein selbst besondere Verdienste erworben haben. Ihre Ernennung 
erfolgt durch die Generalversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit. Ein besonders 
verdienter ehemaliger Vereinsfunktionär darf als Ehrenmitglied über Beschluss der 
Mitgliederversammlung den Titel „Ehrenpräsident“ führen. 

 
§ 6 

BEENDIGUNG DER MITGLIEDSCHAFT 
 
Die Mitgliedschaft zum Verein endet  
 

a) durch freiwilligen Austritt mittels eingeschriebenen Briefes mit dreimonatiger 
Kündigungsfrist zum Ende eines jeden Kalenderjahres, 

b) bei natürlichen Personen durch Tod, 
c) bei juristischen Personen durch Verlust der Rechtspersönlichkeit oder durch Einstellung 

des Betriebes, somit mit Wegfall der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft, 
d) bei natürlichen oder juristischen Personen durch Ausschluss aus wichtigem Grund durch 

das Präsidium (siehe § 8. (5.)). 
 

§ 7 
MITGLIEDSBEITRÄGE 

 
Die Höhe der Beiträge wird von der Generalversammlung auf Vorschlag des Präsidiums mit 
einfacher Mehrheit festgesetzt. 
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§ 8 
RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER 

 
8.(1.) Die ordentlichen Mitglieder gemäß § 4.(1.) besitzen jedes für sich das aktive und passive 
Wahlrecht und das Stimmrecht in der Generalversammlung und sofern sie als Mitglied des 
Präsidiums gewählt sind, das Stimmrecht im Präsidium. 
 
8.(2.) Die außerordentlichen Mitglieder und Förderer haben nur beratende Stimme. 
Außerordentliche Mitglieder können auf Wunsch an der Regelung der Arbeitsbedingungen in 
den Privatkrankenanstalten Österreichs durch eine Mitwirkung an der internen 
Entscheidungsfindung für den Abschluss von Kollektivverträgen teilnehmen.  
 
8.(3.) Alle Mitglieder des Verbandes im Sinn von § 4 können sich in der Generalversammlung 
und in den Sitzungen des Verbandes durch Bevollmächtigte vertreten lassen; jedoch darf ein 
Bevollmächtigter nicht mehr als drei Stimmen von Mitgliedern gem. § 4.(1.) in seiner Person 
vereinen. 
 
8.(4.) Alle Mitglieder im Sinn von § 4 haben das Recht, von den für Mitglieder bestehenden 
Begünstigungen Gebrauch zu machen. 
 
8.(5.) Sämtliche Mitglieder im Sinn von § 4 haben die Pflicht, das Vereinsinteresse nach besten 
Kräften stets voll zu wahren, die beschlossenen Beiträge pünktlich zu zahlen sowie sich an die 
Beschlüsse der Vereinsorgane zu halten. Droht der Verband oder seine Reputation Schaden zu 
nehmen aufgrund des Verhaltens eines Mitglieds (im Fall einer juristischen Person von deren 
Organwaltern), sei es wegen eines Verstoßes gegen die Satzung, insbesondere gegen die 
Mitglieds- oder Organmitgliedspflichten, oder wegen Handlungen wider den Vereinszweck oä, 
kann ein Mitglied mit Beschluss des Präsidiums ausgeschlossen werden. Wird gegen ein 
Mitglied rechtskräftig Anklage vor einem Strafgericht erhoben (worüber das Mitglied bei sonst 
drohendem Ausschluss das Präsidium unmittelbar zu verständigen hat), ruht die Mitgliedschaft 
und Rechte aus der Mitgliedschaft dürfen nicht ausgeübt werden bis zur rechtskräftigen 
Beendigung des Strafverfahrens. Dem Präsidium obliegt im Falle einer strafrechtlichen 
Verurteilung in pflichtgemäßem Ermessen zum Wohl des Vereins die Entscheidung über den 
Ausschluss des Mitglieds. 
 
8. (6.) Sämtliche Mitglieder haben die Pflicht, dem Verein eine aktuelle Emailadresse für die 
Kommunikation zwischen Mitglied und Verein zu melden (an die allgemeine Emailadresse des 
Vereins gemäß Homepage). Diese Emailadresse ist auch jene Adresse, an welche die 
Einberufung einer Generalversammlung, deren Tagesordnung sowie jegliche weitere 
Vereinskommunikation zugestellt werden soll. 
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§ 9 
ORGANE DES VEREINES 

 
Organe des Vereines sind: 
 

a) Die Generalversammlung 
b) Das Präsidium 
c) Die Geschäftsführung 
d) Die Rechnungsprüfer 

 
§ 10 

VEREINSDEMOKRATIE: GENERALVERSAMMLUNG UND SONSTIGE ABSTIMMUNGEN 
 
10.(1.) Die Generalversammlung findet regulär einmal jährlich statt. Sie ist in Anwesenheit eines 
Drittels der ordentlichen Mitglieder gemäß § 4.(1.) bzw. deren Bevollmächtigter (§ 8.(3.) 
beschlussfähig und fasst ihre Beschlüsse grundsätzlich mit einfacher Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Mangels Beschlussfähigkeit ist 
innerhalb eines Monats neuerlich eine Generalversammlung einzuberufen, die auf jeden Fall 
beschlussfähig ist.  
 
10.(2.) Der Generalversammlung obliegen jedenfalls: 
 

a) Die Wahl und die Enthebung der Mitglieder des Präsidiums; 
b) Bestellung der Rechnungsprüfer und von Ersatzprüfern;  
c) die Ernennung zu Ehrenmitgliedern sowie die Wahl zum „Ehrenpräsidenten“; 
d) die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge auf Vorschlag des Präsidiums gem § 10.(6.); 
e) die Genehmigung des Rechnungsabschlusses; 
f) die Änderung der Satzung; 
g) die Zustimmung zu einem Kollektivvertrag; 
h) bei physischer Anwesenheit von mindestens zwei Drittel der Mitglieder gem § 4.(1.) der 

Beschluss zur Auflösung des Vereines, welcher eine Dreiviertel-Mehrheit erfordert. 
 
10.(3.) a. Die Einberufung der jährlich stattfindenden (sowie einer ad hoc aus wichtigem Grund 
notwendig werdenden) Generalversammlung hat mindestens 14 Tage im Vorhinein unter 
Angabe von Zeitpunkt, Ort und Tagesordnung durch das Präsidium zu erfolgen. Der Tag der 
Versendung mit Email oder per Post (Datum des Poststempels) wird in die 14-tägige Frist nicht 
eingerechnet (sodass die Versendung an einem Montag für den übernächsten Montag 
rechtzeitig ist).  
 
10. (3.) b. Eine Generalversammlung muss (unabhängig von der jährlichen 
Generalversammlung) durch das Präsidium auch unter denselben Voraussetzungen einberufen 
werden, wenn es ein Zehntel der ordentlichen Mitglieder gem § 4. (1.) unter schriftlicher 
Bekanntgabe der Tagesordnung verlangt. Eine solche Generalversammlung ersetzt die jährliche 
Generalversammlung, sofern sie im 3. oder 4. Quartal des Kalenderjahres einberufen wird und 
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das Präsidium nicht den Beschluss fasst, dennoch eine weitere Generalversammlung iSd § 10. 
(3.) a. einzuberufen. 
 
10. (3.) c. Bei Gefahr im Verzug oder besonderer Dringlichkeit, insbesondere in Zusammenhang 
mit Kollektivverträgen, deren Verhandlung oder Abschluss, kann die Einberufungsfrist durch 
das Präsidium unter Angabe des Grundes auf sieben Tage verkürzt werden. Wiederum wird der 
Tag der Emailversendung oder der Postaufgabe (Poststempel) nicht in die Sieben-Tages-Frist 
eingerechnet. 
 
10.(4.) Jede Generalversammlung kann zufolge eines Beschlusses des Präsidiums iSd § 10 (3.) 
ohne physische Anwesenheit der Mitglieder durchgeführt werden (virtuelle 
Generalversammlung). Ebenso kann das Präsidium beschließen, bei einer in persönlicher 
Anwesenheit abzuhaltenden Generalversammlung die elektronische Teilnahme der dies 
wünschenden Mitgliedern zuzulassen (hybride Generalversammlung). Virtuell und hybrid 
abgehaltene Generalversammlungen können sämtliche inhaltlichen Entscheidungen mit 
Ausnahme einer Beschlussfassung iSd § 10 (2.) h. zum Gegenstand haben. Abstimmungen von 
Mitgliedern sind jedenfalls unabhängig von der Art der Teilnahme gleich und als gleichwertig zu 
behandeln. 
 

10. (4.) a. Das Präsidium legt mit der Einberufung einer virtuellen oder hybriden 
Generalversammlung die spezifischen organisatorischen Umstände und Regelungen fest 
(etwa: ausgewähltes Portal oder Programm, Form der Identitätsfeststellung sowie der 
Ermöglichung des vereinsinternen Diskurses über Wort- oder Textmeldungen oä). Dem 
Präsidium steht es frei, eine Leitlinie mit allgemeinen Rahmenbedingungen einer solchen 
besonderen Abhaltungs- bzw Teilnahmeform zu erstellen. Besteht eine solche Leitlinie, muss 
sie den Mitgliedern nach dem entsprechenden Präsidiumsbeschluss zur Verfügung gestellt 
und auf Anfrage eines Mitglieds nochmals übermittelt werden; in der Einberufung der 
Versammlung muss Bezug auf die zur Anwendung kommende Leitlinie genommen werden.  
 
10. (4.) b. Der Vorsitzende trifft, sofern eine Leitlinie iSd § 10. (4.) a. dies nicht ohnehin 
vorsieht, bei einer virtuellen oder hybriden Generalversammlung geeignete Maßnahmen zur 
Identitätsfeststellung, dies insbesondere, wenn Zweifel an der Identität teilnehmender 
Mitglieder oder deren Bevollmächtigten besteht und berücksichtigt Wort- oder 
Textmeldungen von Versammlungsteilnehmenden in geeigneter Form. 
 
10. (4.) c. Mit Ausnahme der virtuellen Abhaltung bzw Teilnahme geschuldeten Umstände 
darf von den satzungsmäßigen Bestimmungen über die Generalversammlung nicht 
abgewichen werden. 

 
10.(5.) Außerhalb einer Generalversammlung kann eine Beschlussfassung der Mitglieder auch 
infolge eines Beschlusses des Präsidiums im Umlaufweg erfolgen. Ausgeschlossen von dieser 
Form des Mitgliederentscheids ist nur eine Beschlussfassung zu den unter § 10. (2.) a., f. und h. 
angeführten Gegenständen.  
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10. (5.) a. Das Präsidium legt mit der Aufforderung an die Mitglieder zur Beschlussfassung im 
Umlaufweg die organisatorischen Umstände und Regelungen dar. Dem Präsidium steht es 
frei, eine Leitlinie mit allgemeinen Rahmenbedingungen des Umlaufbeschlusses der 
Mitglieder zu erstellen. Besteht eine solche Leitlinie, dann gilt 10. (4.) a. letzter Satz 
entsprechend. 

 
10.(5.) b.  Mangels anderer Regelung durch das Präsidium erfolgt die Stimmrechtsausübung 
über die dem Verein bekannt gegebene Emailadresse des Mitglieds. Zwischen dem Datum 
der Aufforderung zur Beschlussfassung im Umlaufweg (bei Email gilt das Absendedatum, 
sonst der Poststempel) und dem Ende der Abstimmungsfrist haben mindestens sieben Tage 
zu liegen, wobei der Tag der Versendung wie sonst auch nicht zählt.  
 
10.(5.) c. Für die Beschlussfassung gilt die einfache Mehrheit der schriftlich innerhalb der 
Frist gem. § 10.(5.) b. eingelangten Stellungnahmen – bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Präsidenten. 

 
10. (6.) Erhöhungen der Mitgliedsbeiträge für Mitglieder gem. § 4.(1.) über die Inflationsrate 
hinaus bedürfen der mehrheitlichen Zustimmung im Rahmen der jeweiligen 
Generalversammlung oder sonstigen Abstimmung der Mitglieder zufolge eines entsprechenden 
Präsidiumsbeschlusses – unbeschadet einer kaufmännischen Rundung jeweils auf die nächsten 
10 Cent. 
 
10.(7.) Der Ehrenpräsident ist berechtigt, an der Generalversammlung teilzunehmen. Er ist auch 
berechtigt, bei Präsidiumssitzungen teilzunehmen und ist insbesondere berechtigt, den 
Verband bei anderen Organisationen aufgrund entsprechender Ermächtigung durch das 
Präsidium zu repräsentieren. 

 
§ 11 

DAS PRÄSIDIUM 
 
11. (1.) Das Präsidium ist das Leitungsorgan des Vereines. Es trägt die Verantwortung für 
sämtliche Vereinsagenden, die von der Satzung nicht anderen Organen zugewiesen werden. 
Insbesondere hat es für den Vollzug der von der Generalversammlung gefassten Beschlüsse zu 
sorgen. Ihm kommt umfassende Organisations- und Leitungskompetenz zu. 
 
11. (2.) Das Präsidium besteht aus mindestens 5 Mitgliedern, darunter der Präsident und  ein 
oder mehrere Vizepräsidenten. Das Präsidium fasst seine Beschlüsse und hält seine 
Besprechungen grundsätzlich in persönlicher Anwesenheit seiner Mitglieder oder im Ermessen 
des Präsidenten auf geeignetem elektronischem Weg oder über sonstige angebrachte 
Kommunikationsmittel (etwa als Telefonkonferenz) ab; auch die Beschlussfassung im 
Umlaufweg ist im Ermessen des Präsidenten zulässig. Eine Beschlussfassung in persönlicher 
Anwesenheit ist aber erforderlich, wenn zumindest zwei Präsidiumsmitglieder dies verlangen. 
Für die Abhaltung von Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit und die Fassung von 
Umlaufbeschlüssen ist das Präsidium im Rahmen seiner Organisationskompetenz berechtigt, 
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selbst Vorkehrungen und Regeln im Rahmen seiner Geschäftsordnung zu beschließen und 
anzupassen.  
 
11. (3.) Der Präsident wird im Verhinderungsfalle von einem der Vizepräsidenten vertreten. Im 
Fall seiner dauerhaften Verhinderung hat das Präsidium aus seinem Kreis einen 
Vizepräsidenten, sollte kein solcher zur Verfügung stehen ein anderes Präsidiumsmitglied, zu 
seinem Vertreter bis zu einer ehestmöglich anzuberaumenden Generalversammlung zu 
bestimmen, in welcher ein neuer Präsident zu wählen ist. Im Falle des Ausscheidens eines oder 
mehrerer Mitglieder des Präsidiums während der Funktionsperiode kann dieses für deren 
Restlaufzeit umgehend ein oder mehrere Verbandsmitglieder kooptieren; es muss dies 
jedenfalls tun, wenn ansonsten die verbleibenden Mitglieder weniger als fünf wären – ob die 
Anzahl der Präsidiumsmitglieder durch Kooptierung auf fünf (als Minimum) oder auf die zu 
Anfang der Funktionsperiode bestandene Anzahl von Präsidiumsmitgliedern erhöht wird, 
entscheidet das Präsidium.  
 
11.(4.) Dem Präsidium obliegen insbesondere: 
 

a) Sämtliche Maßnahmen zur Erreichung des in den §§ 2 und 3 festgelegten 
Vereinszwecks, Entscheidungen über den Einsatz erforderlicher Mittel und über die 
künftige Vereinsstrategie; 

b) die Zuweisung einzelner Aufgaben an Mitglieder des Präsidiums (etwa: die  Betrauung 
eines Präsidiumsmitglieds als Verantwortlicher für die Finanzen, die Einsetzung eines 
Kollektivvertrags-Chefverhandlers oder für europäische und internationale 
Organisationen uä), die Bestellung der Geschäftsführung, die Einrichtung von 
Ausschüssen, die Betrauung von Einzelpersonen oder Projektbeauftragten innerhalb 
und außerhalb des Verbands mit Aufgaben zur Erfüllung des Vereinszwecks; im Fall des 
Nichtbestehens einer angestellten Geschäftsführung iSd § 12. ist ein Präsidiumsmitglied 
bis zur Besetzung der Vakanz mit deren Aufgaben zu betrauen; 

c) die Erlassung der Geschäftsordnung des Präsidiums sowie weiterer 
Grundsatzdokumente und Leitlinien zur Organisation der übrigen Organe und des 
Vereinslebens (etwa Wahlordnungen oä); 

d) die Festlegung der Grundsätze für die Arbeit der Geschäftsführung; 
e) die Einberufung von Generalversammlungen und die Initiierung von Umlaufbeschlüssen 

der Mitglieder; 
f) die Genehmigung von Geschäften, welche nicht in die selbständige Vertretungs- und 

Zeichnungsbefugnis der Geschäftsführung gem § 12 (1.) c. fallen;  
g) die Bestimmung des Budgets, welches für die Geschäftsführung im Innenverhältnis im 

Rahmen ihrer selbständigen Vertretungs- und Zeichnungsbefugnis gem § 12. (1.)c. 
verbindlich ist; 

h) die Genehmigung von Abschluss, Änderung und Auflösung von Bestandsverträgen; 
i) die Genehmigung der Aufnahme von Darlehen; 
j) die Genehmigung des Erwerbs, der Belastung und Veräußerung von unbeweglichen 

Vermögen und Anteilsrechten; 



 Satzungen des Verbands der Privatkrankenanstalten Österreichs 

Verband der Privatkrankenanstalten Österreichs 
Lehargasse 3a/5M, 1060 Wien I ZVR-Zahl: 277425789 
Tel. +43 1 890 48 98 | verwaltung@privatkrankenanstalten.at | www.privatkrankenanstalten.at                                                           Seite 9 von 11 

k) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern oder deren Ausschluss aus 
wichtigem Grund; 

l) die Erfüllung aller Aufgaben, die durch diese Satzung keinem anderen Organ zugewiesen 
sind (umfassende Residualkompetenz). 

 
11.(5.) Dem Präsidenten obliegen: 
 

a) Die Vertretung des Verbandes nach außen oder eine entsprechende Delegation an einen 
Vizepräsidenten oder andere geeignete Mitgliedsvertreter; 

b) der Vorsitz in der Generalversammlung und im Präsidium; 
c) die Zeichnung sämtlicher Geschäfts- und sonstiger Schriftstücke namens des Vereins, 

einschließlich Kollektivverträge, nach Belieben gemeinsam mit einem weiteren Mitglied 
des Präsidiums oder einem Mitglied der Geschäftsführung (Vier-Augen-Prinzip), dies mit 
Ausnahme der in die selbständige Vertretungs- und Zeichnungsberechtigung der 
Geschäftsführung fallenden Geschäfte des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs gem. § 12 
(1.) c.); 

d) die Beachtung des vom Präsidium festgelegten Budgets (siehe 11.(4.)g.). 
e) die Einberufung der Präsidiumssitzungen, 
f) die Anordnung von Sonderkontrollen im Verein bei Gefahr im Verzug. 

 
11.(6.) Beschlussfähigkeit 
 
Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder anwesend sind. Es 
fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 
 
11.(7.) Die Funktionsperiode des Präsidiums beträgt fünf Jahre. Sie verlängert sich aber 
gegebenenfalls bis zur Wahl eines neuen Präsidiums. 
 
11.(8.) Der Präsident, der Ehrenpräsident, die Vizepräsidenten und sämtliche 
Präsidiumsmitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich und auch ohne Spesenersatz durch den 
Verein aus. Gleiches gilt für die mit einzelnen Aufgaben betrauten Personen aus dem Kreis der 
Verbandsmitglieder. 
 

§ 12 
DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG 

 
12.(1.) Der Geschäftsführung obliegen: 
 

a) Die Führung der laufenden Geschäfte im Auftrag des Präsidiums, insbesondere durch 
Umsetzung von Präsidiumsbeschlüssen, in enger Absprache mit dem Präsidenten; 

b) Unterstützung des Präsidiums bei seiner Tätigkeit, insbesondere durch Vorschläge und 
Berichte; 
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c) die eigenständige Zeichnung von Geschäfts- und sonstigen Schriftstücken in Vertretung 
des Vereins in Geschäften des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs, etwa 
Sponsoringverträge, bis zu einer Wertgrenze von EUR 10.000,00 (bei Verträgen über 
wiederkehrende Leistungen ist für die Beurteilung der Wertgrenze auf das 
voraussichtliche jährliche Geschäftsvolumen abzustellen, im Zweifel ist nach dem Vier-
Augen-Prinzip (§ 11 (4.)f.) vorzugehen), sowie jegliche Anstellungsverträge ohne 
Wertgrenze; 

d) die Zeichnung sonstiger Geschäfts- und Schriftstücke gemeinsam mit dem Präsidenten 
in Vertretung des Vereins (§ 11. (5.) c); Kassengebarung, Buchführung; 

e) Begutachtung von und Stellungnahme zu vereinsrelevanten Gesetzes- und 
Verordnungsentwürfen; 

f) Unterstützung der Mitglieder, insbesondere in arbeits- und sozialrechtlichen, 
versicherungsrechtlichen und betrieblichen Fragen; 

g) Vertretung der Verbandsinteressen nach außen gemeinsam mit einem oder mehreren 
Mitgliedern des Präsidiums in Verhandlungen mit Krankenzusatzversicherungen, 
Gewerkschaft, Ärztekammern und dergleichen. 

 
12.(2.) Die Funktionsperiode der Geschäftsführung wird auf unbestimmte Zeit festgelegt. 
 

§ 13 
DIE RECHNUNGSPRÜFER 

 
Die Generalversammlung bestellt aus den Reihen der Mitglieder zwei Rechnungsprüfer auf die 
Dauer von 5 Jahren; gleichzeitig wählt sie bis zu zwei Ersatzprüfer. Diese haben den jährlichen 
Rechnungsabschluss zu prüfen und der Generalversammlung zu berichten. 
 

§ 14 
SCHIEDSGERICHT 

 
Die aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten werden endgültig durch ein 
Schiedsgericht entschieden, in welches jeder Streitteil zwei Vereinsmitglieder innerhalb von 
acht Tagen nach der Streiteinleitung dem Präsidium namhaft macht. Diese vier Schiedsrichter 
wählen sodann ein fünftes Vereinsmitglied als Obmann. Kommt bei der Wahl des 
Schiedsgerichtsobmanns keine Einigung zustande, entscheidet das Los unter allen als Obmann 
von jeglicher Seite Vorgeschlagenen. Das Schiedsgericht ist bei Anwesenheit aller seiner 
Mitglieder beschlussfähig. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Obmanns, 
ansonsten die einfache Mehrheit. 
 

§ 15 
AUFLÖSUNG  

 
Im Falle der Auflösung des Vereins fällt das Vermögen gemäß den hierfür geltenden 
Bestimmungen der BAO ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen oder mildtätigen 
(humanitären) Zwecken zu. 
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 § 16  

GESCHLECHTSNEUTRALE BEZEICHNUNG 
 

Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Form für beide Geschlechter. 
Alle in den Statuten des Vereines angeführten Funktionen sind grundsätzlich Personen 
männlichen und weiblichen Geschlechtes zugänglich. 
 
 
 
25.09.2025, ZVR-Zahl 277425789 
 
 


